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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 SB 55/09 B 
 
L 12 SB 64/07 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 3 SB 105/05 (SG Bremen) 
 
 
 
………………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Freie Hansestadt Bremen, 
vertreten durch das Versorgungsamt Bremen, 
Friedrich-Rauers-Straße 26, 28195 Bremen, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 1. Februar 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y     

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 17. August 2009 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e :  

 

Mit Beschluss vom 17.8.2009 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) einen 

Anspruch der Klägerin auf Feststellung eines höheren Grades der Behinderung nach dem 

Schwerbehindertenrecht verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Ent-

scheidung hat die Klägerin beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Sie macht 

Verfahrensmängel und grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zu-

lassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie hier - darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel 

vorliege auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, 

dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen materieller Rechts-

ansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des 

Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 

SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 

128 Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er 

sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht 

gefolgt ist. Den sich daraus ergebenden Begründungserfordernissen hat die Klägerin nicht 

hinreichend Rechnung getragen. 

 

Soweit sich die Klägerin gegen die Beweiswürdigung des LSG wendet, rügt sie eine Verletzung 

des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG, worauf eine Nichtzulassungsbeschwerde nach der ausdrück-

lichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG nicht gestützt werden kann. 

 

Indem die Klägerin eine hinreichende Aufklärung ihres aktuellen Gesundheitszustandes durch 

das LSG vermisst, behauptet sie eine Verletzung des § 103 SGG, ohne - wie nach § 160 Abs 2 

Nr 3 Halbsatz 2 SGG erforderlich - einen vom LSG übergangenen Beweisantrag zu be-

zeichnen. 

 

Die von der Klägerin darüber hinaus geltend gemachte grundsätzliche Bedeutung (§ 160 Abs 2 

Nr 1 SGG) hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den 

Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer 

Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss daher 

anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Recht-
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sprechung und des Schrifttums angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese Rechtsfragen 

noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung der Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit 

oder Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine 

derartige Klärung erwarten lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerde-

führer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine konkrete Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungs-

bedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie (4) die 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (sog 

Breitenwirkung). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Beschwerdebegründung nicht. 

Es fehlt bereits die Nennung einer höchstrichterlich klärungsbedürftigen Rechtsfrage. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 7 
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